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Einleitung 

Um Wiederholungen vorzubeugen, sollen in der Einführung die Thematik 
und der Fortlauf der Gedanken lediglich in einem kurzen Überblick be-
schrieben werden. Die vorliegende Arbeit umfaßt vier Kapitel, die schritt-
weise aufeinander aufbauen. Im 1. Kapitel wird in einem kurzen Streifzug 
durch die Technik und mit der Analyse der Verhältnisse auf der Anbieterseite 
die fortbestehende Dringlichkeit der Lösung von Engpaßproblemen in den 
Kabelanlagen dargestellt werden. Eine eingehende Untersuchung der Rund-
funkdefinition im Kontext mit dem Verbreitungsmittel Kabelfunk ist Gegen-
stand des 2. Kapitels. Deren Ergebnis wird einen neuen Definitionsansatz 
zum Inhalt haben. Mit ihm ist die Aufgabe der bisherigen Nomenklatur, die 
nach ortsüblichen, ortsmöglichen und weiterverbreiteten Programmen un-
terscheidet, verbunden. Da die Landesmediengesetze überwiegend in Fragen 
der Rangfolge auf Empfangskriterien abstellen, muß konsequenterweise der 
Versuch unternommen werden, aus der Verfassung andere Differenzierungs-
merkmale zur Bestimmung der Rangfolge zu entnehmen (3. Kapitel). Dabei 
soll vor allem auf die Aspekte des im Rundfunksystem zu gewährleistenden 
Pluralismus, auf die Chancen und Grenzen eines ökonomischen Wettbe-
werbs unter den Anbietern und auf die Informationsfreiheit eingegangen 
werden. In einem weiteren Schritt werden die weiteren in der Rundfunkord-
nung anzufindenden empfangsunabhängigen Rangfolgekriterien auf ihre 
Vereinbarkeit mit den ermittelten Prämissen, aber auch aufihre Praktikabi-
lität hin überprüft. Am Ende soll ein neues Rangfolgemodell vorgestellt 
werden, in dem die einzelnen verfassungsrechtlichen Anforderungen ihre 
größtmögliche Wirksamkeit erlangen können. Dabei bedarf es auch einer 
Auseinandersetzung mit der Frage nach Art und Umfang seiner Normie-
rung. Das 4. Kapitel enthält schließlich eine Zusammenfassung der wichtig-
sten Ergebnisse. 



1. Kapitel: Aktuelle Aspekte bei der Einspeisung 

A. Der Stand der Kabeltechnik 

I. Die Kanalkapazitäten 

Breitbandverteilnetze in Kupferkoaxialtechnik errichtet die Deutsche 
Bundespost bereits seit 1972. Ursprüngliches Motiv war es, den Empfang 
von Rundfunk in Abschattungsgebieten zu ermöglichen, um weitestgehend 
eine Fernsehvollversorgung zu garantieren. In den Netzen wurden zunächst 
nur die VHF1-Frequenzen belegt, d.h. der Bereich I und III mit einer 
Bandbreite von 47 bis 68 sowie von 174 bis 230MHz .. Somit standen 
theoretisch bei einer Bandbreite von 7 MHz. pro Fernsehkanal 11 Kanäle 
(mit der Bezeichnung K 2- K 4 im Bereich I und K 5- K 12 im Bereich 111) zur 
Verfügung, wobeijedoch tatsächlich nur sechs belegbar waren. Denn sowohl 
die Breitbandverteilnetze als auch die Endgeräte der 70er Jahre konnten die 
Frequenzen bei Signalausgang bzw. -eingang nicht hinreichend präzise 
trennen. 

Da indessen in Grenznähe bereits bis zu 12 Programme ortsüblich emp-
fangbar waren, mußten die Frequenzbereiche unterhalb und oberhalb des 
VHF - Bereiches, d.h. der untere Sonderkanalbereich (USB = 125 bis 
174MHz. =Kanäle S4- S 10) und der obere Sonderkanalbereich (OSB = 
230 bis 300 MHz. = Kanäle S 11 - S 20) eröffnet werden. Insgesamt gestat-
tet(e) diese sogenannte 300 MHz.-Technik die Einspeisung von 24 Kanälen. 

Als 1984, knapp ein Jahr nach Beginn der Kabelpilotprojekte, in einer 
Untersuchung des Fernmeldetechnischen Zentralamtes der Deutschen Bun-
despost (FTZ)2 ein zukünftiger Kapazitätsengpaß für die Übertragung der 
über Fernmeldesatelliten3 herangeführten bzw. über Rundfunksatelliten4 

1 VHF = Very-High-Frequency 
2 Vgl. Funkschau 10/1985 S. 511. 
3 Fernmeldesatellit, Nachrichtensatellit, Verteilsatellit und Kommunikationssatellit 

sind unterschiedliche Begriffe für das gleiche Satellitensystem mit einer Sendeleistung von 
durchschnittlich 20Watt; vgl. weiterführend zur Satellitentechnik Hartstein/Ring/Kreile 
Kommentar zum Rundfunkstaatsvertrag Einführung zu Art. I , abgedr. bei Ring, Medien-
recht sub C-0. 

4 Rundfunksatelliten besitzen eine Sendeleistung von 230 Watt und sind daher für 
individuellen Empfang tauglich; dies gilt jedoch auch für die in der Sendeleistung etwas 
schwächeren (ca. 45 Watt) medium-power-Satelliten, welche in die Kategorie der Fernmel-
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ausgestrahlten Programme prognostiziert wurde, entschloß man sich, das 
Kanalraster auf 450 MHz. in das sogenannte Hyperband hinein (UHF = 
Kanäle S 21 - S 32) auszudehnen. Mit diesem neuen, schon kurz nach dem 
vollständigen Ausbau der 300 MHz.-Technik (ab Mitte 1987) in Angriff 
genommenen System erreicht das Kabelnetz seine Kapazitätsgrenze von 
knapp 35 Kanälen5, da sich eine Ausdehnung in den UHF-Bereich oberhalb 
von 450 MHz. aus leitertechnischen Gründen verbietet. 

II. Die Nutzbarkeit der Kanalkapazität 

Theoretisch ergäbe sich bei schlichter Addition der einzelnen Frequenz-
bandbreiten und einer anschließenden Division durch die für das Fernsehen 
erforderlichen 7 MHz. (nämlich für die Bild- und Tonübertragung) Band-
breite (bzw. 12 MHz. oberhalb von 300 MHz. für die neuen Techniken, siehe 
dazu Fnn. 9 und 12) schließlich die Empfangsmöglichkeit von über 40 
Kanälen. In der Praxis scheitert diese Gleichung an den technischen Gege-
benheiten. Rasterlücken zur Vermeidung von Intermodulationsprodukten 
(=störende Frequenzüberlagerungen), Test-, Systemüberwachungs- und Pi-
lotkanäle bilden hierfür einerseits die Ursache. Zum anderen sind selbst bei 
den im Breitbandverteilnetzkanalraster tatsächlich verfügbaren Kanälen 
Abstricheaufgrund unterschiedlicher Reichweiten zu machen. Beispielswei• 
se können Endgeräte der ersten Hälfte der 80er Jahre die Sonderkanäle im 
unteren und oberen Bereich nicht empfangen6• Neue TV-Modelle oder 
Konverter (bei Kosten nicht unter 300.-DM) mit einer für den UHF- Bereich 
tauglichen Pal-Normierung werden wohl erst ab Mitte 1989 erhältlich sein. 
Mit der aber für diesen Bereich (von 300-450 MHz.) geplanten7 und teilweise 
schon begonnenen8 Einführung der neuen, ca. 12 MHz. benötigenden9 

Übertragungstechniken D2-MAC10 (D2 steht für digitale Übertragung von 

desatelliten fallen; vgl. Hartstein/Ring/Kreile a.a.O. 
5 Diese technische Kapazitätsobergrenze gilt als sehr wahrscheinlich; vgl. dazu Schardt 

ZUM 1986 S. 443; siehe demgegenüberfrühere Fehlprognosen z. B. von Kröger NJW 1979 
S. 2540, der bis zu 60 Kanäle für verfügbar hielt. 

6 Groß NJW 1984 S. 409. 
7 Horst Ehrnsperger (Experte des Bundespostministeriums für das Post- und Fernmel-

dewesen für leitergebundene Übertragungstechnik) in "Der Ausbau der Breitbandverteil-
netze - Das Konzept der Bundespost" S. 12. 

8 Am 28. November 1988 konnte in der Bundesrepublik erstmalig ein in D2-MAC-
Norm ausgestrahltes Bild vom direktstrahlenden Satelliten TDF I empfangen werden. 

9 Für die D2-Mac-Technik steht diese Bandbreite bereits fest, vgl. Müller in DLM 
Jahrbuch S.l04. Für die HDTV-Technik siehe Fn.ll. 

10 D2 MAC ist ein digitales Tonübertragungsverfahren kombiniert mit einer neuen 
Farbtechnik, das die alte Pal-Technik ablösen soll, mit dem Vorteil der Bild- und 
Tonqualitätsverbesserung (insbesondere vermeidet es durch sukzessive Übertragung der 
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